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118 Orte beschossen
KIEW Die russische Armee hat nach
Angaben des ukrainischen Innenmi-
nisters Ihor Klymenko in den ver-
gangenen 24 Stunden so viele ukrai-
nische Städte und Ortschaften be-
schossen, wie seit Jahresbeginn
nicht mehr. Die Russen hätten ins-
gesamt 118 Ortschaften in zehn Re-
gionen angegriffen, schrieb Kly-
menko. Dabei wurden Behördenan-
gaben zufolge vier Menschen getö-
tet und 14 weitere verletzt. dpa

Arbeitsaufnahme leichter
BERLIN Asylbewerber und Auslän-
der, die über eine Duldung verfü-
gen, sollen künftig schneller Zugang
zum Arbeitsmarkt erhalten. Das
sieht eine Formulierungshilfe vor,
die das Bundeskabinett jetzt zusam-
men mit Änderungen im Ausländer-
recht und der Strafprozessordnung
beschlossen hat. Sie sieht vor, dass
Geduldeten im Regelfall eine Be-
schäftigungserlaubnis erteilt wird.
Außerdem soll das Arbeitsverbot für
alleinstehende Geflüchtete in Erst-
aufnahmeeinrichtungen bereits
nach sechs Monaten – statt wie bis-
her neun– entfallen. dpa

Flüchtlingslager geräumt
ISLAMABAD Pakistans Behörden ha-
ben angesichts geplanter Massen-
abschiebungen Flüchtlingslager de-
molieren lassen. In der Hauptstadt
Islamabad rückten Bulldozer an, wie
dpa-Reporter berichten. Tausende
afghanische Flüchtlinge haben das
Land bereits verlassen, Zehntausen-
de sollen bald folgen. dpa

Kurz notiert

Dramatische Auftritte bei den Vereinten Nationen
Sie die Gräueltaten der Hamas ver-
urteilen und Sie die sofortige Frei-
lassung unserer Geiseln fordern“.

Blockade Tatsächlich hat das
mächtigste UN-Gremium die Blutta-
ten der Hamas an israelischen Zivi-
listen vom 7. Oktober bisher nicht
verurteilt. Der Wille dafür wäre
zwar da, aber ein gemeinsamer Be-
schluss wird im Moment wegen an-
derer umstrittener Themen wie die
Aufforderung an beide Konfliktpar-

teien, sich an internationales Recht
zu halten, blockiert.

Auch der palästinensische Ver-
treter bei den Vereinten Nationen
hat drastische Worte gewählt – für
das Leiden der Bevölkerung im Ga-
zastreifen. In der Dringlichkeitssit-
zung des UN-Sicherheitsrates zitier-
te Riad Mansur zunächst den ehe-
maligen UN-Generalsekretär Dag
Hammarskjöld mit den Worten:
„Die Vereinten Nationen wurden
nicht gegründet, um uns in den Him-

mel zu bringen, sondern um uns vor
der Hölle zu retten.“ Dann fügte
Mansur hinzu: „Gaza ist jetzt die
Hölle auf Erden.“ Die Bewahrung
der Menschheit vor der Hölle be-
deute nichts Anderes als die Rettung
der Palästinenser in Gaza.

Mansur flehte vor dem mächtigs-
ten UN-Gremium: „Behandeln Sie
uns wie Menschen mit dem Respekt,
den wir verdienen. Wir sind keine
Untermenschen. Wir sind nicht von
einem anderen Planeten.“ dpa

ver Again“ („Nie wieder“) an die
Brust. Diese erinnern an jene gel-
ben Sterne, die während der Nazi-
Diktatur jüdischen Mitbürgern als
Zeichen ihrer völligen Entrechtung
aufgezwungen wurden, ein Symbol
für den Holocaust, in dem sechs Mil-
lionen Juden ermordet wurden.

Er werde den Stern tragen, so wie
seine Großeltern und die Großel-
tern von Millionen Juden, sagte Er-
dan an den Sicherheitsrat gewandt.
„Wir werden den Stern tragen, bis

NEW YORK „Von diesem Tag an wer-
de ich Sie jedes Mal daran erinnern,
wenn Sie mich ansehen, was es
heißt, angesichts des Bösen zu
schweigen“, sagte Israels UN-Bot-
schafter bei einer Sitzung des Si-
cherheitsrates in New York. Dann
erhob sich Gilad Erdan von seinem
Stuhl und heftete sich einen gelben
Stern an sein Sakko. Seine Mitarbei-
ter hinter ihm taten es ihm gleich
und steckten sich ebenfalls gelbe
Davidsterne mit der Aufschrift „Ne-

Raue Töne und Kampfansagen
MÜNCHEN Der im Amt bestätigte Ministerpräsident Markus Söder ruft zur Verteidigung der Demokratie auf – Schlagabtausch mit AfD

Von den dpa-Korrespondenten

C
SU-Chef Markus Söder ist
erneut zum bayerischen
Ministerpräsidenten ge-
wählt worden. Unmittelbar

nach seiner Wiederwahl sagte er am
Dienstag im Landtag in München in
seiner kurzen Antrittsrede allen
Gegnern der Demokratie den
Kampf an. „Ich habe keine Angst vor
Antidemokraten. Aber ich sage Ih-
nen eines: Antidemokraten sollten
sich vor uns hüten (...). Wir sind
nicht nur mehr, sondern wir sind
überzeugt daran, dass wir dieses
Land und unsere Verfassung schüt-
zen wollen.“ Bei der Abstimmung
hatte Söder im ersten Wahlgang mit
120 Ja-Stimmen die notwendige
Mehrheit erhalten. Insgesamt hat-
ten 198 Abgeordnete bei der gehei-
men Wahl abgestimmt. 120 Stim-
men entsprechen der Anzahl der an-
wesenden Abgeordneten der Regie-
rungskoalition aus CSU und Freien
Wählern.

Debatte An die AfD gerichtet sagte
Söder: „Machen Sie Ihre Arbeit. Ver-
schonen Sie uns aber bitte mit völki-
schen Verschwörungstheorien, mit
Abgrenzungen, wenn davon geredet
wird, Kartellparteien oder Altpartei-
en.“ Ohne die AfD namentlich zu
nennen, sagte er, sie sei „jedenfalls
von ihrem Gedankengut“ im Land-
tag die älteste Partei. „Denn das sind
Parolen, die vor 100 Jahren gedro-
schen wurden, und die wollen wir
hier im Haus nicht hören.“

Vor der Wahl hatte es zu Beginn
der Sitzung eine teils hart geführte
Debatte gegeben. AfD-Fraktions-
chefin Katrin Ebner-Steiner nutzte
ihre Redezeit zu heftigen Attacken
auf Söder und die Staatsregierung.
Sie wetterte insbesondere gegen
Zuwanderer und Kinder mit Migrati-
onshintergrund, sagte aber auch
Dinge wie: „Ihre sogenannten Imp-
fungen sind lebensgefährlich.“

Freie-Wähler-Fraktionschef Flo-
rian Streibl konterte unter großem
Applaus aller anderen Fraktionen:
„Wenn es eine Schande für Bayern
gibt, dann hat sie gerade eben ge-

sprochen.“ Die Neuauflage der Ko-
alition von CSU und Freien Wählern
bilde „haargenau“ den Willen der
Menschen im Land ab und die Frei-
en Wähler seien „stolz“, Söder mit
großer Mehrheit wählen zu dürfen.
„Ja, wir sind zwei Fraktionen, aber
wir tragen eine Staatsregierung.“

„Es wird eine große Herausforde-
rung diese Legislaturperiode“, sag-
te auch CSU-Fraktionschef Klaus
Holetschek. Es gebe hier keinen
Platz für Fake-News, Hass und Het-
ze. Zur AfD sagte er: „Wir werden
sie entlarven, das kann ich Ihnen
versprechen.“

Grünen-Fraktionschefin Kathari-
na Schulze forderte von der Staats-
regierung den Mut zu notwendigen
Veränderungen, damit Bayern ange-
sichts der Dynamiken auf der Welt

seine Spitzenrolle nicht verliere.
„Nur Verwahren reicht nicht aus.“

An die Koalition appelliere sie,
sich sachlich und faktenorientiert
mit der Opposition auseinanderzu-
setzen, ohne Populismus und Fake-

News. Auch SPD-Fraktionschef Flo-
rian von Brunn warb für ein gemein-
sames Vorgehen aller „demokrati-
schen Fraktionen“: „Die Aufgaben,

die vor uns liegen, schaffen wir nicht
durch Populismus.“

K-Frage „Für mich ist es die Ehre
meines Lebens“, sagt Söder nach-
her in einer kurzen Rede: nämlich in
der Tradition „ganz großartiger“
Ministerpräsidenten zu stehen, „de-
ren Maß und Größe ich persönlich
nie erreichen werde“. Er nehme die
Wahl mit „großer Demut“ an. Beob-
achter fragen sich dennoch, ob er
die fünf Jahre auch tatsächlich bis
zum Ende ausfüllen wird oder doch
eine Kanzlerkandidatur für die Uni-
on anstrebt. Die K-Frage begleitet
Söder nun schon seit Jahren auf
Schritt auf Tritt. 2021 musste er sich
nach einem erbitterten Machtkampf
dem damaligen CDU-Chef Armin
Laschet geschlagen geben. Seite 2

Markus Söder wird von
Landtagspräsidentin Ilse
Aigner auf das Amt des
bayerischen Ministerprä-
sidenten vereidigt. Foto: dpa

„Ich habe keine Angst vor
Antidemokraten. Aber
ich sage Ihnen eines:

Antidemokraten sollten
sich vor uns hüten.“

Markus Söder

Rente steigt
wahrscheinlich
um 3,5 Prozent

BERLIN Die Rentner in Deutschland
können im kommenden Sommer
nach einer offiziellen Schätzung mit
einer Erhöhung ihrer Bezüge um
3,5 Prozent rechnen. Das geht aus
dem Entwurf des Rentenversiche-
rungsberichts der Bundesregie-
rung hervor, der der Deutschen
Presse-Agentur vorlag. Ein Spre-
cher des Bundesarbeitsministeri-
ums sagte am Mittwoch auf Anfrage,
der Bericht sei aktuell in der Res-
sortabstimmung.

Der Wert für die Erhöhung zum
1. Juli 2024 steht noch nicht endgül-
tig fest, sondern wird erst im Früh-
jahr festgelegt. Die Renten werden
jährlich im Sommer unter Berück-
sichtigung der Lohnentwicklung im
Land angepasst. Die Schätzung für
das kommende Jahr liegt damit un-
ter dem Niveau der Erhöhung, von
der die etwa 21 Millionen Rentnerin-
nen und Rentner zum 1. Juli dieses
Jahres profitiert haben. dpa

Rückschau
2. November

1998 Vor 25 Jahren
In Mecklenburg-Vorpommern be-
siegeln SPD und PDS die bundes-
weit erste rot-rote Koalition auf Lan-
desebene. Am folgenden Tag wird
die neue Regierung unter Minister-
präsident Harald Ringstorff (SPD)
vereidigt.

2020 Vor drei Jahren
In Deutschland beginnt ein Teil-
Lockdown, um die Ausbreitung des
Coronavirus zu bremsen. Bundes-
weit schließen weitestgehend Gas-
tronomie, Kultur und Freizeitein-
richtungen. Persönliche Treffen
werden streng reglementiert.
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Regionale Abgeordnete rühren die Trommel für Frühchen
Der Heilbronner SPD-Abgeordnete
Josip Juratovic war im Oktober zu
Besuch beim Gewerkschaftstag der
IG Metall in Frankfurt. Dort ist mit
Christiane Benner zum ersten Mal
eine Frau zur Vorsitzenden der
größten Einzelgewerkschaft der
Welt gewählt worden. Bei der Trans-
formation der Wirtschaft brauche es
einen Schulterschluss von Arbeitge-
bern, Arbeitnehmern und Politik,
forderte Juratovic. „Denn der Arbei-
ter versperrt sich nicht dem Wandel,
er muss sich aber sicher sein, dass
er auf dem Weg in die Zukunft nicht
zum Verlierer wird.“

Außerdem empfing der 64-Jähri-
ge zum SPD-Landesparteitag in
Heilbronn, wo René Repasi zum
Spitzenkandidaten für die Wahl 2024
gewählt wurde. Es gelte, gegen Po-
pulisten anzukämpfen und deutlich
zu machen, „dass wir nur in einem
geeinigten und friedlichen Europa
eine Zukunft haben“, so Juratovic.

Michael Link, FDP-Abgeordne-
ter aus Heilbronn, hat für die Libera-
len einen parteiübergreifenden Ent-
schließungsantrag zu Israel verhan-
delt. Die Forderungen des Antrags:
Alle deutschen Gelder für die Paläs-
tinensergebiete sollen auf den Prüf-
stand, islamistische Organisationen
wie die Hamas und Samidou verbo-
ten werden, Sanktionen gegen den
Iran beschlossen und Terror-Sym-
pathisanten konsequent bestraft
werden. Zuvor freute sich Link darü-
ber, zum stellvertretenden Frakti-
onsvorsitzenden der FDP für inter-
nationale Angelegenheiten gewählt
worden zu sein.

Die Hohenloher Abgeordneten
Kevin Leiser (SPD), Harald Eb-
ner (Grüne) und Valentin Abel
(FDP) haben sich gemeinsam für
die künftige Versorgung von Früh-
chen bei Risikoschwangerschaften
in Schwäbisch Hall eingesetzt. Das
Problem: Der gemeinsame Bundes-

ausschuss hat beschlossen, die Min-
destfallzahl für extrem kleine Früh-
chen (Level 1) zu erhöhen. Nach
Stand der Wissenschaft seien deren
Überlebenschancen bei höheren
Fallzahlen besser. Das Diakonie-
krankenhaus in Schwäbisch Hall

dürfte die kleinsten Frühgeborenen
dann allerdings ab dem neuen Jahr
nicht mehr behandeln. Eine Petition
fordert, das Vorhaben zu stoppen.
„Uns ist die Relevanz bewusst und
wir versuchen, eine adäquate Lö-
sung für unsere Region herbeizu-

führen“, schreiben die drei Abge-
ordneten. Ziel sei es, die Versorgung
der Frühchen sowie bei Risiko-
schwangerschaften und Geburts-
notfällen zu sichern. Nach einem Vo-
tum des Bundestags liegt die Ent-
scheidung nun beim Bundesge-
sundheitsministerium.

Der CDU-Abgeordnete Fabian
Gramling (Wahlkreis Neckar-Za-
ber) meldet Bedenken zur Legalisie-
rung von Cannabis an. „Die Legali-
sierung von Cannabis führt Jugend-
liche an die Droge heran.“ Das sei
bedenklich, für Menschen unter 25
Jahre drohten gesundheitliche Pro-
bleme. „Die Regierung geht mit die-
sen Fakten zu leichtsinnig um.“
Gleichzeitig sei Cannabis für medizi-
nische Anwendungen wie Thera-
pien sinnvoll, so Gramling. Es sei nö-
tig, mehr in Forschung, Prävention
und die Sensibilisierung der Gesell-
schaft, besonders der Jungen, zu in-
vestieren. Christoph Donauer

Draht nach Berlin

Josip Juratovic (SPD) beim IG-Metall-
Gewerkschaftstag. Foto: privat

Michael Link (FDP) spricht im Bundes-
tag. Foto: dpa

Daniel Halemba
Die Staatsanwaltschaft Würzburg
hat nach der Außervollzugsetzung
des Haftbefehls gegen den AfD-Ab-
geordneten Daniel Halemba noch
nicht entschieden, ob sie Beschwer-
de einlegen wird. Die Prüfung könne
ein paar Tage dauern, hieß es. Sollte
sie sich dafür entscheiden, müsste
das Amtsgericht Würzburg erneut
prüfen, ob der 22-Jährige in Untersu-
chungshaft genommen werden soll.
Die Staatsanwaltschaft ermittelt ge-
gen Halemba wegen Volksverhet-
zung und des Verwendens von Kenn-
zeichen verfassungsfeindlicher Or-
ganisationen. Der Student, der zu-
letzt in Würzburg wohnte, weist die
Vorwürfe zurück. dpa
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